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Entwurf eines Gesetzes zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten zum 
Schutz der Beschäftigten öffentlicher Stellen vor gefährdenden Personen (Be-
schäftigtenschutzgesetz NRW – BSchG NRW) 
Ihr Schreiben vom 25.09.2025 
 
 
Sehr geehrte Frau Erwin, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem vorgenannten Gesetzentwurf 
Stellung nehmen zu können.  
 
Bereits seit dem Jahr 2022 setzen wir gegenüber der Landesregierung dafür ein, 
dass eine sichere Rechtsgrundlage für Melde- und Auskunftssysteme zum 
Schutz der Beschäftigten vor Gewalt geschaffen wird. Der nunmehr vorliegende 
Gesetzentwurf ist daher im Grundsatz zu begrüßen.  
 
Unbeschadet dieser positiven Bewertung gibt der Gesetzentwurf Anlass zu fol-
genden Anregungen und Hinweisen: 
 
Ziel, Anwendungsbereich, Begriffsbestimmung (§§ 1, 2 Abs. 2, 3 Abs. 3 Be-
schG-E) 
 
Der Gesetzentwurf stellt nur auf den Schutz der Verwaltungstätigkeit ab (vgl. z. 
B. § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 2 oder auch § 3 Abs. 3 BeschG-E). Neben der Verwaltungs-
tätigkeit gibt es aber weitere Formen öffentlichen (kommunalen) Handelns, 
wie beispielsweise die Tätigkeit von Erzieherinnen und Erziehern, die nicht 
zweifelsfrei unter den Begriff der Verwaltungstätigkeit zu subsumieren sind, bei 
denen die Gefahr tätlicher Angriffe jedoch ebenfalls gegeben ist. Vor diesem 
Hintergrund schlagen wir vor, den Begriff der Verwaltungstätigkeit weiterge-
hend zu fassen, und zwar durch die Formulierung „Tätigkeit der öffentlichen 
Stelle“.  
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Voraussetzungen für die Datenverarbeitung (§ 3 BeschG-E)  
 
Der Begriff der öffentlichen Stelle bedarf unserer Meinung nach einer Klarstellung. Beispielsweise ist unklar, 
wie rechtlich unselbständige Verwaltungseinheiten, z. B. Eigenbetriebe, in diesem Zusammenhang einzu-
ordnen sind.  
 
 
Verarbeitung von genetischen und biometrischen Daten (§ 3 Abs. 3 BeschG-E) 
 
Die Verarbeitung von genetischen und biometrischen Daten ist gemäß Artikel 9 Absatz 1 DS-GVO in Melde- 
und Auskunftsregistern grundsätzlich untersagt. In Einzelfällen kann jedoch der Zugriff auf biometrische 
Daten sinnvoll sein. Dadurch könnten Täterinnen oder Täter, die z. B. eine schwere Körperverletzung be-
gangen haben, bereits am Eingang oder vor dem Zutritt zu Büroräumen besser erkannt werden. 
 
Regelungen zum Schutz der Daten betroffener Beschäftigter (§ 3 Abs. 3 BeschG-E) 
 
§ 3 Abs. 3 listet die zu speichernden Daten zur Tat auf, darunter auch Angaben wie Aktenzeichen, Tatort 
und Schilderung des Übergriffs. Eine Trennung von Täter- und Opferdaten dürfte in der Praxis kaum möglich 
sein, insbesondere wenn die Tatbeschreibung Rückschlüsse auf die betroffene Person zulässt. Insoweit wer-
den mindestens mit dem Aktenzeichen wahrscheinlich immer auch Daten der Opfer mitverarbeitet. 
Eine Ergänzung des Gesetzes um Schutzvorschriften für die Daten der betroffenen Beschäftigten, z. B. durch 
Anonymisierungspflichten oder Zugriffsrestriktionen erscheint vor diesem Hintergrund geboten. 
 
Verarbeitungszweck einzelner Daten (§ 3 Abs. 3 BeschG-E) 
 
§ 3 Abs. 3 des Entwurfs erlaubt die Speicherung der dort aufgeführten Daten, § 4 regelt jedoch nur einge-
schränkt die Auskunftspflicht von einigen dieser Daten. Einige Daten (z. B. Tatbeschreibung, Aktenzeichen) 
werden gespeichert, aber nicht zur Auskunft freigegeben. Es bleibt unklar, welchem Zweck diese Daten 
dann dienen sollen. Ein anderer Verwendungszweck als die Auskunft an möglicherweise gefährdete Stellen 
sieht das Gesetz nicht vor. § 4 Abs. 1 Satz 3 regelt zwar eine strenge Zweckbindung für die Daten die der 
Auskunft unterliegen, dies gilt aber sinngemäß nur für die in § 4 genannten Daten. Lediglich aus dem in § 1 
genannten Ziel lässt sich eine entsprechende Einschränkung herleiten. Sofern die Daten ohne Zweck gespei-
chert würden, läge sowohl ein Konflikt mit dem Grundsatz der Zweckbindung aus Art. 5 I b) DSGVO als auch 
mit dem der Datenminimierung aus Art. 5 I c) DSGVO vor. 
Sofern anonymisierte statistische Aufarbeitungen ermöglicht werden sollen, so wäre dies sinnvollerweise 
konkret zu benennen. 
Eine Präzisierung der Zwecke für jede in § 3 Abs. 3 genannte Datenkategorie und ggfs. ein Hinweis auf die 
gemäß Art. 5 I b) DSGVO geltende Zweckbindung könnten bei der Klarstellung helfen. 
 
Auskunftsberechtigte, Verfahren (§ 4 Abs. 1 BeschG-E) 
 
Der Begriff „Beschäftigte“ in § 4 Abs. 1 BeschG-E bedarf unseres Erachtens einer Konkretisierung bzw. Aus-
weitung.  
 
Unklar ist zunächst, ob darunter ausschließlich unmittelbar bei einer öffentlichen Stelle angestellte Beschäf-
tigte zu fassen sind. Insbesondere in Bereichen mit Publikumsverkehr werden häufig externe Sicherheitsfir-
men zum Schutz der Beschäftigten eingesetzt. 
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Ein Register potenzieller Gefährderinnen und Gefährder erhöht die Sicherheit der Mitarbeitenden nur dann, 
wenn ein umfangreicher Zugriff der Mitarbeitenden, ggf. auch automatisiert, auf dieses Register gewähr-
leistet ist. § 4 Abs. 2 BeschG-E spricht zwar von einem „automatisierten Zugriff“, in § 4 Abs. 3 BeschG-E wird 
die Nutzung jedoch sehr weit eingeschränkt und an enge Voraussetzungen geknüpft (Begründungs- und 
Protokollierungspflicht), die einen automatisierten Abruf erschweren, ihm unter Umständen sogar entge-
genstehen.  
 
Weiterhin geben wir zu bedenken, dass auch Mitarbeitende gefährdet sein können, die weder im Außen-
dienst noch in einem publikumswirksamen Bereich tätig sind, aber Entscheidungen treffen (z. B. nach dem 
Ordnungswidrigkeitenrecht), die mittelbar Außenwirkungen auf mögliche Gefährderinnen und Gefährder 
haben können. Eine Erweiterung des Kreises der Zugriffsberechtigten erscheint uns daher dringend gebo-
ten. Denkbar wäre etwa, das System für alle Beschäftigten zu öffnen und diese verpflichtend datenschutz-
rechtlich zu belehren. 
 
Auch der Begriff der erhöhten Gefährdung im Sinne von § 4 Abs. 2 BeschG-E mit anschließenden (abschlie-
ßenden) Beispielen erscheint uns nicht geeignet, Personen vollumfänglich zu schützen. Daher wird folgen-
der Satz vorgeschlagen: „Auskunft erhalten alle Personen, bei denen eine abstrakte Gefährdungslage nicht 
ausgeschlossen werden kann.“. Ein Missbrauch wäre schon deshalb ausgeschlossen, weil die so erlangten 
Daten nur für interne Maßnahmen genutzt werden dürften. Möglichkeit eines Datenaustauschs zwischen 
öffentlichen Stellen 
 
Um die Schutzwirkung des Gesetzentwurfs nachhaltig zu erweitern, sollte dieser um eine ausdrückliche Re-
gelung zur Möglichkeit des Austauschs relevanter Daten und damit eines automatisierten Informationsaus-
tauschs zwischen öffentlichen Stellen (Meldebehörden, Staatsanwaltschaft, registerführenden Behörden 
etc.) ergänzt werden. Dass z. B. eine Kommune über relevante Daten verfügt, diese aber benachbarten 
Kommunen nicht zugänglich machen darf, ist für uns nicht nachvollziehbar und reduziert letztlich die prak-
tische Schutzwirkung zulasten der Beschäftigten.  
 
Geltung anderer Regelungen (§ 6 BeschG-E) 
 
Berücksichtigung von Wechselwirkungen mit anderen Gesetzen (§ 6 Abs. 2 BeschG-E) 
 
Der Entwurf berücksichtigt unserer Meinung nach nicht ausreichend die Wechselwirkungen mit dem Infor-
mationsfreiheitsgesetz (IFG NRW) und dem Auskunftsanspruch nach Art.15 DSGVO. Zwar wird dem Grund-
satz der Transparenz aus Art. 5 I a) DSGVO durch den Hinweis aus § 6 Abs. 2 des Entwurfs hinreichend 
Rechnung getragen, es wäre aber zu klären, inwieweit ein/e als „gefährdende Person" eingestufte/r poten-
zielle/r Gewalttäter/in künftig über Art.15 DSGVO Auskunft über die ihn/sie betreffenden Daten aus dem 
Register verlangen kann und ob hierdurch ggfs. auch der Schutz der hiervon potenziell betroffenen Beschäf-
tigten beeinträchtigt werden könnte. 
 
Ein Beispiel für eine mögliche Reduktion des Auskunftsanspruchs ist z.B. § 12 DSG NRW. In diesem Sinne 
sollte auch eine Beschränkung des Auskunftsanspruchs eines Betroffenen über die Eintragungen im Register 
in Erwägung gezogen werden. Dies betrifft mindestens solche Aspekte, die Anlass für eine weitere Gefähr-
dung der von einer Tat betroffenen Beschäftigten beinhalten könnten. Auch könnte es Gründe geben, um 
einem Informationsfreiheitsbegehren im Zusammenhang mit Einträgen aus einem entsprechenden Regis-
ter zuvorzukommen. Dies scheint verglichen mit § 3 Abs. 3 DSG NRW oder den Regelungen des 3. Teils des 
DSG NRW zumindest möglich zu sein. 
 
Hinsichtlich des Grundsatzes der Transparenz aus Art. 5 I a) DSGVO sei angemerkt, dass der Erwägungsgrund 
62 DSGVO vorsieht, dass eine Information. iSd. Art.13 / 14 DSGVO auch durch eine entsprechende Rechts-
vorschrift die Datenverarbeitung in einem hinreichend transparenten Maß regelt quasi erfüllt werden kann. 
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Um unnötige Aufwände bzgl. der Information der Betroffenen zu vermeiden, könnte es sinnvoll sein, hier-
von entsprechend Gebrauch zu machen. Das setzt voraus, dass das Gesetz selbst die Verarbeitung entspre-
chend weitestgehend transparent regelt. 
 
 
Einschränkungen der Zweckänderung (6 Abs.2 BeschG-E) 
 
§ 6 Abs. 2 verweist auf die DSGVO, ohne spezifische Regelungen zur Zweckänderung zu treffen. Mit Aus-
nahme von § 4 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs fehlt es damit an ausdrücklichen Einschränkungen von Zweckän-
derungen. Daher könnten die Daten nach allgemeinen Grundsätzen (vgl. auch § 9 DSG NRW) für andere 
Zwecke verwendet werden. Da es sich regelmäßig um sensible Daten handeln dürfte, sind die Daten aus § 
3 Abs 3 ggfs. nicht vollumfänglich geschützt. 
Die Aufnahme einer Regelung zur strikten Zweckbindung und entweder zur Unzulässigkeit oder Beschrän-
kung der Zweckänderung ohne gesetzliche Grundlage wäre hilfreich. 
 
 
Wir sind dankbar, wenn Sie unsere Anregungen und Hinweise im weiteren Gesetzgebungsverfahren berück-
sichtigen, um wirksamen Schutz von Beschäftigten öffentlicher Stellen zu gewährleisten. 
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
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Beigeordnete 
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Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
 
 

Andreas Wohland 
Geschäftsführer 
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